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Stadt Schongau, Landkreis Weilheim-Schongau; 
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 95 „Östlich der Schönlinderstraße II“; 
Verfahren nach § 13 a BauGB i.V. mit § 4 Abs. 2 BauGB 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

die Regierung von Oberbayern nimmt als höhere Landesplanungsbehörde wie 

folgt Stellung: 

 

Planung 

Die Stadt Schongau plant auf einem mit einem Einfamilienwohnhaus bebauten 

Grundstück die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von 7 

Reihen- und 2 Doppelhäusern mit Tiefgarage zu schaffen. Das Plangebiet befin-

det sich im westlichen Bereich der Stadt Schongau. 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan ist der Geltungsbereich als Wohnbau-

fläche sowie als Grünfläche dargestellt. 

 

 

Bewertung der vorliegenden Planung 

Folgende Erfordernisse der Raumordnung sind für das Vorhaben einschlägig: 

 

Berührte Belange 

 



 
 

– 2 – 

Siedlungswesen 

Bei Neuausweisungen ist das Ziel 3.2 des Landesentwicklungsprogramms, Innenentwicklung vor 

Außenentwicklung, zu beachten. Zur Verringerung der Inanspruchnahme von Grund und Boden 

sollen flächensparende Siedlungs- Erschließungsformen unter Berücksichtigung ortsspezifischer 

Gegebenheiten angewendet werden (vgl. Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 3.1 G). Im 

Zuge der Flächensparoffensive des Bay. Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung 

und Energie (vgl. Schreiben StMWi vom 05.08.2019 an die Gemeinden in Bayern) soll die Flä-

cheninanspruchnahme reduziert und die vorhandenen Flächenpotentiale effizient genutzt werden.  

Die Aufstellung des Bebauungsplans dient der Umnutzung einer bisher mit einem Einfamilien-

haus bebauten Fläche. Vorgesehen ist die Ausgestaltung der Baufläche in Doppel- und Reihen-

häusern, bei denen der Parkplatznachweis z.T. flächensparend in einer Tiefgarage erfolgen soll. 

Die vorgesehene Planung ermöglicht eine intensivere Flächennutzung und Umnutzung im Innen-

bereich und kann mit o.g. Erfordernissen der Raumordnung in Einklang gebracht werden. 

 

Erneuerbare Energien 

Gemäß LEP 6.2.1 Z sind erneuerbare Energien verstärkt zu erschließen und zu nutzen. Daher 

sollte geprüft werden, für neu zu erstellende Gebäude eine Teilversorgung aus regenerativen 

Energiequellen (z.B. Sonnenkollektoren, Wärmepumpen, Photovoltaik) bzw. die dafür notwendi-

gen vorbereitenden Maßnahmen festzusetzen (z.B. gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB oder § 9 Abs. 

1 Nr. 23 BauGB) bzw. vertraglich zu regeln. Dies trägt auch den Anforderungen des Klimaschut-

zes (LEP 1.3.1 G) Rechnung. 

 
 
Hinweise 

Wir bitten mit Blick auf die Aktualisierung unseres Raumordnungskatasters um entsprechende 

Mitteilung, sobald der Flächennutzungsplan bezüglich der verfahrensgegenständlichen Änderung 

angepasst/berichtigt wird (vgl. Art. 30, 31 BayLplG). 

 

In der Begründung sind die Erfordernisse der Raumordnung aus dem alten und nicht mehr gülti-

gen Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) aufgeführt. Wir bitten dies zu korrigieren. 

 

Ergebnis 

Bei Berücksichtigung der o.g. Belange steht die Planung den Erfordernissen der Raumordnung 

nicht entgegen. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Cornelia Drexl 

 
 

 

 

 

 

 

 

 



Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung  
(§ 13a Baugesetzbuch) 

 
 

 
Wichtiger Hinweis: 
Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme im 
Rahmen Ihrer Zuständigkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme 
ist es, der Gemeinde die notwendigen Informationen für ein sachgerechtes und optimales Planungs-
ergebnis zu verschaffen. Die Stellungnahme ist zu begründen; die Rechtsgrundlagen sind anzuge-
ben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die Abwägung obliegt der Gemeinde.  
 
 
1. Stadt Schongau 

  Flächennutzungsplan           Änderung                               mit Landschaftsplan 

    Bebauungsplan für das Gebiet: Östlich der Schönlinderstraße II 

  mit Grünordnungsplan  

  Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 

  Sonstige Satzung 
 
       
 

  Frist für die Stellungnahme: 15.06.2020 (§ 4 BauGB) 

2. Träger öffentlicher Belange 

 Landratsamt Weilheim-Schongau; Sachbereich 40.2, Städtebau 

 Sachbearbeiter: Frau Eichner-Lachermayer, Tel. 0881/681-1277 

2.1  keine Äußerung 

2.2  Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach 
§ 1 Abs. 4 BauGB auslösen 

       
 

2.3  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren 
können, mit Sachstand 

       
 

2.4  Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 
die im Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können (z.B. Landschafts- 
oder Wasserschutzgebietsverordnungen): 

       
 

  Einwendungen 
       
 

  Rechtsgrundlagen 
       
 

  Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
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2.5 Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
anlässlich eines Schreibens eines betroffenen benachbarten Eigentümers an die Regierung 
von Oberbayern, welches mir übermittelt wurde, besichtigte ich –nach Ablauf der Frist für 
die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange- die Situation des im Verfahren befindlichen 
Bebauungsplanes „Östlich der Schönlinderstraße II“.  
 
Ich stellte fest, dass der Geltungsbereich der Planung im bewegten Gelände liegt wobei das 
Gelände von Süden her betrachtet bis weit in den Geltungsbereich hinein eben verläuft und 
dann ziemlich abrupt zu den nördlichen Nachbargrundstücken hin abfällt. 
Die Oberkanten der Erdgeschossfertigfußböden der nördlichen Nachbarn liegen geschätzt 
2,00 m bis 3,20 m tiefer als die im nun überplanten Bereich durchgehend gleich festge-
setzte Höhenlage der Erdgeschossfertigfußböden.  
 
In der Planzeichnung findet sich keinerlei Hinweis auf bewegtes Gelände, die überall gleich-
mäßig hohen Fertigfußbodenangaben lassen vielmehr ausschließlich auf ebenes Gelände 
schließen. 
 
Aus diesem Grund erhalten Sie nun im Nachgang die Empfehlungen aus städtebaulicher 
Sicht: 
 

1) Höhenentwicklung der geplanten Hausgruppen oder Doppelhäuser: 
Auf Grund der Topographie ergibt sich inklusive der Tiefgaragenwandhöhe für die 
nördlichen Nachbarn eine aufstrebende sichtbare Wandhöhe ab Gelände von bis 
zu 9,50 m (6,30 m + geschätzt 3,20 m = 9,50 m). Die nördlichen Nachbarn haben, 
soweit erkennbar, Wandhöhen von ca. 3,80 m.  
Ich empfehle, die geplante Bebauung nochmals hinsichtlich des Geländes kritisch 
zu hinterfragen (Wandhöhen, eventuell unterschiedliche Höhenlagen der Fertigfuß-
böden, Lage und Form der Tiefgarage).  
Die Höhenschichtlinien sollten der Geländebestandsdarstellung halber mit Höhen-
unterschied von z.B. je 0,5 m eingetragen werden, andernfalls erscheint mir eine 
fundierte Abwägung nicht möglich. 
 

2) Das an den Geltungsbereich südlich und östlich anschließende Gelände vermittelt 
einen parkähnlichen Eindruck. Die großen und schön gestalteten Gärten der nördli-
chen Nachbarn tragen ebenso dazu bei.  
Die bestehende Bebauung westlich der Schönlinderstraße mit Höhen von II und III 
Vollgeschossen wirkt meines Erachtens wegen der Trennung durch die Schönlin-
derstraße kaum in den Geltungsbereich. 
Unter Beibehaltung der Bemühungen um Verdichtung empfehlen wir deshalb, den 
bestehenden parkähnlichen Charakter weitmöglichst zu erhalten, z.B. durch ge-
schickte Anordnung der Erschließung im Zusammenhang mit einer geänderten 
Tiefgaragenform und zu pflanzender großkroniger Bäume, die zugleich innerhalb 
des Geltungsbereiches schattenspendend und verdunstungsfördernd dem Klein-
klima zuträglich sind.  

    
 Weilheim i.OB,  03.07.2020  I.A. 

 
 
 
Eichner-Lachermayer 

 
II. Abdruck von I an 
 Sachgebiet 40 
  
III. Entwurf z. Akt 











 

. . . 

Öffentliche Auslegung in der Bauleitplanung 
(§ 13 a BauGB, beschleunigtes Verfahren) 

 
 
 
Wichtiger Hinweis: 
Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen Ihrer 
Zuständigkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme ist es, der Gemeinde die not-
wendigen Informationen für ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Die Stellungnahme 
ist zu begründen; die Rechtsgrundlagen sind anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die 
Abwägung obliegt der Gemeinde.  
 
 
1. Stadt Schongau  

   Flächennutzungsplan  

 

  mit Landschaftsplan 
 

   Bebauungsplan für das Gebiet: Schönlinder Str. II 

  mit Grünordnungsplan  

   Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 

   Sonstige Satzung: 
 
 

   Frist für die Stellungnahme: 12.06.2020 (§ 4 BauGB) 

2. Träger öffentlicher Belange 

 Landratsamt Weilheim-Schongau;  
Sachgebiet Fachlicher Naturschutz, Gartenkultur und Landespflege 

 Sachbearbeiter:  Frau Grosser (Kreisfachberatung/Grünordnung) Tel. 0881-681-1207 
                           Frau Lutz (Naturschutz) Tel. 0881/681-1269 

2.1  keine Äußerung 

2.2  Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 
BauGB auslösen 

  
 

2.3  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit 
Sachstand 

  
2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im  

Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können (z.B. Landschafts- oder Wasser 
schutzgebietsverordnungen): 
 

  Einwendungen 
  
 

  Rechtsgrundlagen 
  
 

  Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
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. . . 

 
2.5 Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. 

Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 
 
 
 
 
 

 
Grünordnung:  
Statt einem Einfamilienhaus sollen nun unter Einbeziehung einer öffentlichen Grünflä-
che im Zuge der Nachverdichtung sieben Reihenhäuser und zwei Doppelhäuser ent-
stehen. Mit Planzeichen gibt es für die Privatwege, Stellplätze, TG, Baukörper, Einzel-
pflanzgebote Pflanzgebote in Grünflächen nur Vorschläge. Die Detailplanung wird 
dem Bauträger überlassen. Wir empfehlen der Gemeinde, Details festzusetzen, z.B. 
den Verlauf der Privatwege umso vorhandene Gehölzbestand zu erhalten oder auch 
eine Festsetzung von Pflanzstandorten entlang der Schönlinder Straße umso eine 
Fortführung der Straßenbaumkulisse von Süden her zu erreichen. Der vorhandene 
Gehölzbestand einschließlich der Straßenbegleitbäume wird in der Begründung nicht 
erwähnt und somit kann die Qualität der Bäume nicht eingeschätzt werden. Wir emp-
fehlen, den vorhandenen Gehölzbestand einschließlich der Straßenbegleitbäume in 
der Begründung fachgerecht zu behandeln und bei entsprechender Eignung zu erhal-
ten. Die Festsetzungen könnten dann so gestaltet werden, dass z.B. eine  
Erschließung entlang des bestehenden Fuß – und Radweges erfolgt und statt des 
Pflanzgebotes von etlichen neuen Bäumen, die Gehölzstruktur auf der Nordseite der 
Doppelhaushälften erhalten bleibt. 
 
Ob ein Spielplatz in der Nähe ist, wird in der Begründung nicht erläutert. Eine geeigne-
te Spielfläche sollte im kleinen Baugebiet oder angrenzend vorhanden sein. 
 
Zu 6.3.2 Wir empfehlen, Verbundpflaster nicht zuzulassen, da Schotterrasenflächen, 
Pflaster mit Rasenfugen und Rasengittersteine zusätzlich durch Insekten nutzbar sind.  
 
Zu 6.3.3 Die Höhe der Einfriedung von 1,50 m zur öffentlichen Straße ist in unserer 
Region nicht üblich. Die Begründung, dass diese Höhe aus dem Sicherheitsbedürfnis 
der Bewohner resultiert, überrascht. Eine Höhe des Zaunes von 1,00m max. 1,20 m 
sollte ausreichend sein.  
 
Zu 7.3 Um die Versiegelung so gering wie möglich zu halten, schlagen wir vor die  
zusätzlichen Besucherstellplätze wegzulassen bzw. in ihrer Anzahl zu begrenzen. 
 

 Zu 8.1: Die Freiflächengestaltungspläne sollten auch Gestaltung der Einfriedung 
 enthalten und mit der Entwässerungsplanung abgestimmt sein.  
 
Zu 10.1 Die Mindestüberdeckung von 0,80 cm wird dringend empfohlen, damit eine 
gute Begrünung der Gärten gelingen kann.  
 
 
Naturschutz 
Aus Sicht des Naturschutzes begrüßen wir die Intension, eine flächenschonende 
Nachverdichtung anzustreben. Aus fachlicher Sicht bestehen keine grundsätzlichen 
Einwände oder Bedenken zur Umsetzung des Plangebietes. Folgende Hinweise bzw. 
Änderungen sollten jedoch in der Begründung und der Festsetzung Berücksichtigung 
finden: 
 
Auch wenn es unter den in den § 13 a BauGB gegebenen Voraussetzungen des be-
schleunigten Verfahrens ohne Umweltprüfung keinen Umweltbericht gibt und die  
Kompensationspflicht ausgesetzt ist, bleibt es bei der uneingeschränkten Beachtung 
der Natur- und Artenschutzbelange in der Abwägung und bei der Verpflichtung zur 
Vermeidung oder jedenfalls Minimierung von Natur- u. Landschaftsbeeinträchtigun-
gen. Dies erfordert die Ermittlung des relevanten Sachverhalts und die Prüfung ggf. zu 
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. . . 

erwartender Konflikte mit artenschutzrechtlichen Verboten und entspr. Lösungsmög-
lichkeiten. Die Pflicht zur Eingriffsvermeidung und zur Beachtung des Artenschutzes 
besteht uneingeschränkt weiter. Dies erfordert die Ermittlung des relevanten Sachver-
halts und die Prüfung ggf. zu erwartender Konflikte mit artenschutzrechtlichen Verbo-
ten und entspr. Lösungsmöglichkeiten. Die Pflicht zur Eingriffsvermeidung und zur 
Beachtung des Artenschutzes besteht uneingeschränkt weiter. Derartige Aussagen 
lassen sich weder in der Begründung noch in der Festsetzung wiederfinden. 
 
Weiterhin befinden sich auf den genannten Flurstücken mehrere Gehölze u. a. ein 
größerer Laubholzbestand auf Flurstück 1188. Um zu verhindern, dass artenschutz-
rechtliche Verbotstatbestände gemäß § 44 Absatz 1 Sätze 1, 2 und 4 durch Baumfäll-
arbeiten hinsichtlich der Avifauna eintreten ist eine Bauzeitenregelung (Fällungen nur 
im Zeitraum 01.10. – 28.02. eines Jahres) festzusetzen. Wir weißen außerdem darauf 
hin, dass dauerhaft genutzte Vogelnester und Quartiere von Fledermäusen ganzjährig 
geschützt sind und bei Rodungsmaßnahmen nicht zerstört werden dürfen. Die zu fäl-
lenden Bäume sind daher vorab auf vorhandene Habitatstrukturen (insb. Spalten und 
Höhlungen) hin oder auf vorhandene Nester/Lebensstätten geschützter Arten durch 
eine fachlich versierte Person zu untersuchen. Gegebenenfalls bedarf es einer arten-
schutzrechtlichen Ausnahmegenehmigung der Höheren Naturschutzbehörde. Diese 
ist dann rechtzeitig im Voraus bei der Reg.v.Obb. zu beantragen. Erforderlichenfalls 
müssen entspr. Nester/Lebensstätten durch künstliche Lebensstätten in räumlichem 
Zusammenhang ersetzt werden.  
 
Unmittelbar östlich an das Plangebiet grenzt ein nach § 30 BNatSchG geschütztes 
Biotop und ein nach § 29 BNatSchG i. V. m. Art. 16 BayNatSchG geschützter Land-
schaftsbestandteil. Per Gesetz sind alle Handlungen Verboten, die zu einer Zerstö-
rung oder sonstigen erheblichen Beeinträchtigung eines Biotops führen können. Dem-
zufolge sollte auch in der Festsetzung ein Hinweis ergehen, dass bei der Umsetzung 
von Bauvorhaben jegliche Handlungen, die zu Beeinträchtigungen der genannten 
Maßgaben des Flächenschutzes führen können zu unterlassen sind.  
 

 Weilheim i. OB, 20.05.2020 I.A. 
 
Grosser 
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Auszug Luftbild Stand 2019 

 
Bebauungsplan Zwischen Marktoberdorfer und Altenstädter Str. Urplan 
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Myrtek, Stefan

Von: Gugger, Irmgard
Gesendet: Mittwoch, 13. Mai 2020 14:33
An: Myrtek, Stefan
Betreff: AW: Aufstellung Bebauungsplan Nr. 95 "Östlich der Schönlinderstraße II" 

der Stadt Schongau

Sehr geehrter Herr Myrtek, 
 
zum oben genannten Bauleitplanverfahren wird aus bodenschutzrechtlicher Sicht wie folgt Stellung 
genommen: 
 
Die Stadt Schongau plant die Aufstellung des Bebauungsplanes „Östlich der Schönlinderstraße II“, dessen 
Umgriff gemäß den vorliegenden Planunterlagen ein Teilstück der Flurnummer 1181/1 und die Flurnummer 
1188 der Gemarkung Schongau umfasst.  
 
Die Flurnummern 1181/1 (TF) und 1188 der Gemarkung Schongau sind derzeit nicht im Altlastenkataster 
(vgl. Art. 3 Bayerisches Bodenschutzgesetz), Stand: 13.05.2020, eingetragen.  
 
Es wird gebeten, folgenden Hinweis unter „Altlasten und schädliche Bodenveränderungen“ im 
Bebauungsplan aufzunehmen: 
Sofern bei Erd- und Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt 
werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich das Landratsamt 
Weilheim-Schongau, Bodenschutzbehörde, zu informieren (Mitteilungspflicht nach Art. 1 Bayerisches 
Bodenschutzgesetz) und das weitere Vorgehen abzustimmen. Der Aushub ist z.B. in dichten Containern mit 
Abdeckung zwischenzulagern bzw. die Aushubmaßnahme ist zu unterbrechen, bis der Entsorgungsweg des 
Materials geklärt ist.  
 
Für etwaige Rückfragen stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Irmgard Gugger 
Landratsamt Weilheim-Schongau 
Natur- und Umweltschutzverwaltung 
Pütrichstr. 8 
82362 Weilheim 
Tel.: 0881/681-1255 
Fax: 0881/681-2296 
E-Mail: i.gugger@lra-wm.bayern.de 
  
- Überlegen Sie bitte, ob Sie diese Nachricht wirklich ausdrucken möchten. - 
 

Von: Myrtek, Stefan <S.Myrtek@lra-wm.bayern.de>  

Gesendet: Mittwoch, 13. Mai 2020 07:45 

An: Abt 6, Gesundheitsamt <gesundheitsamt@lra-wm.bayern.de>; Bardenheuer, Brigitte <B.Bardenheuer@lra-

wm.bayern.de>; Eichner-Lachermayer, Romana <R.Eichner-Lachermayer@lra-wm.bayern.de>; Grosser, Heike 

<H.Grosser@lra-wm.bayern.de>; Gugger, Irmgard <I.Gugger@lra-wm.bayern.de>; Hett, Matthias <M.Hett@lra-

wm.bayern.de>; Kergl, Hubert <H.Kergl@lra-wm.bayern.de>; Muehlegger, Martin Wolfgang <M.Muehlegger@lra-

wm.bayern.de>; Nadler, Horst <H.Nadler@lra-wm.bayern.de>; SG 21, Jugendamt <jugendamt@lra-wm.bayern.de>; 
SG 41, Technischer Umweltschutz <technischer-umweltschutz@lra-wm.bayern.de> 

Betreff: WG: Aufstellung Bebauungsplan Nr. 95 "Östlich der Schönlinderstraße II" der Stadt Schongau 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

Dietrich
Rechteck



  Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Weilheim i.OB 

mit Landwirtschaftsschule 
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Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Weilheim i.OB 
Krumpperstraße 18 - 20 
82362 Weilheim i.OB 

Telefon 0881 994-0 
Telefax 0881 994-1111 
E-Mail poststelle@aelf-wm.bayern.de 
Internet www.aelf-wm.bayern.de 

Öffnungszeiten 
Mo - Fr   7:30 - 12:00 Uhr 

Mo - Do  13:00 - 16:00 Uhr           
 
 

   

 

 

 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Weilheim i.OB 
Krumpperstraße 18 - 20, 82362 Weilheim i.OB  

 
  

 

 
 
 

 Stadt Schongau 
Postfach 1348  
86953 Schongau 
 

Name 

Sebastian Utzschneider 

Telefon 

0881 994-1023 

Telefax 

0881 994-1111 

E-Mail 

sebastian.utzschneider@aelf-wm.bayern.de 

 
Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom 

Bitte bei Antwort angeben 
Geschäftszeichen Weilheim i.OB 

Email vom 12.05.2020 AELF-WM-L2.2-4612-63-1-3 12.06.2020 

 

 

Bebauungsplan 

Aufstellung Bebauungsplan Nr. 95 "Östlich der Schönlinderstraße II" der Stadt 

Schongau 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zu o. g. Verfahren möchten wir uns wie folgt äußern: 

 

1.Aus dem Bereich Landwirtschaft: 

 
Grundsätzlich gilt, dass die landwirtschaftliche Nutzung der angrenzenden Flächen 
nicht beeinträchtigt werden darf. Ortsübliche landwirtschaftliche Emissionen sind in je-
dem Fall zu dulden. 
 
Durch diese Planung gehen ca. 0,06 ha landwirtschaftlich genutzte Fläche verloren, 
die der Erzeugung von Nahrungsmitteln dienen. 
 
 
 
 
 
 

Aus dem Bereich Forsten: 

 

Forstliche Belange sind nicht betroffen, laut Planungsunterlagen ist ein Ausgleich von 

Eingriffen in Natur und Landschaft ist nicht erforderlich, es bestehen daher keine Ein-

wände gegen das Vorhaben. 
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Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

gez. Sebastian Utzschneider 

Landwirtschaftsoberinspektor 



  Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Weilheim i.OB 

mit Landwirtschaftsschule 
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Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Weilheim i.OB 
Krumpperstraße 18 - 20 
82362 Weilheim i.OB 

Telefon 0881 994-0 
Telefax 0881 994-1111 
E-Mail poststelle@aelf-wm.bayern.de 
Internet www.aelf-wm.bayern.de 

Öffnungszeiten 
Mo - Fr   7:30 - 12:00 Uhr 

Mo - Do  13:00 - 16:00 Uhr           
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 Stadt Schongau 
Münzstraße 1 – 3 
86956 Schongau 

Name 

Michael Ferstl 

Telefon 

0881 994-1234 

Telefax 

0881 994-1111 

E-Mail 

Michael.Ferstl@aelf-wm.bayern.de 

 
Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom 

Bitte bei Antwort angeben 
Geschäftszeichen Weilheim i.OB 

E-Mail vom 06.11.2020 AELF-WM-L2.2-4612-63-4-2 24.11.2020 

 

 

Bebauungsplan 

Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 95 "Östlich der Schönlinder Straße II" 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zu o. g. Verfahren möchten wir uns wie folgt äußern: 

 
Aus dem Bereich Landwirtschaft: 

 

Durch die Änderungen sind landwirtschaftliche nicht Belange betroffen. Insofern be-

stehen unsererseits keine Einwände bzw. Hinweise. 

 

Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 12.06.2020 mit dem Aktenzeichen 

AELF-WM-L2.2-4612-63-1-3, die weiterhin Gültigkeit hat. 

 

Aus dem Bereich Forsten: 

 

Forstliche Belange sind nicht betroffen, laut Planungsunterlagen ist ein Ausgleich von 

Eingriffen in Natur und Landschaft ist nicht erforderlich, es bestehen daher keine Ein-

wände gegen das Vorhaben. 

 

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

gez. Michael Ferstl 

Landwirtschaftsoberinspektor 






